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Seit Jahresbeginn erschüttern Massenproteste das Land. Sie begannen am Sonntag, den 2. Januar,
in Schangaösen inmitten der westlichen Region Mangghystau, das das Zentrum der für die
Wirtschaft des Lands entscheidenden Öl- und Gasindustrie bildet. Getragen wurden die Aktionen
und die Bewegung von den Beschäftigten (und zehntausenden Arbeitslosen) dieser Industrie.

Bereits am 3. Januar wurde die gesamte Region Mangghystau von einem Generalstreik erfasst, der
auch auf die Nachbarregion Atyrau übergriff. Innerhalb weniger Stunden und Tage inspirierten und
entfachten sie Massenproteste in anderen städtischen Zentren  wie Almaty (ehemals Werny, danach
Alma-Ata), der größten Stadt des Landes, und selbst in der neuen Hauptstadt Nur-Sultan (vormals
Astana). Diese nahmen die Form lokaler spontaner Aufstände an.

Unmittelbar entzündet hat sich die Massenbewegung, die sich, ähnlich wie die Arabischen
Revolutionen, rasch zu einem beginnenden Volksaufstand entwickelten, an der Erhöhung der
Gaspreise zum Jahreswechsel, da deren bis dahin geltende Deckelung aufgehoben wurde. Die
Ausgaben für Gas, das von der Mehrheit der Bevölkerung für Autos, Heizung und Kochen verwendet
wird, verdoppelten sich praktisch über Nacht.

Die Bewegung entwickelt sich innerhalb kurzer Zeit von Streiks und Protesten gegen die drastischen
Erhöhungen der Preise zu einer gegen die autoritäre kapitalistische Regierung. Von Beginn an
spielten die Lohnabhängigen der zentralen Industrien eine Schlüsselrolle im Kampf, letztlich das
soziale und ökonomische Rückgrat der Bewegung. So berichtet die Sozialistische Bewegung
Kasachstans nicht nur sehr detailliert über die Ausweitung der Streikbewegung in einer Erklärung
zur Lage im Lande (http://socialismkz.info/?p=26802; englische Übersetzung auf:
https://anticapitalistresistance.org/russian-hands-off-kazakhstan/), sondern auch über eine
Massenversammlung der ArbeiterInnen, wo erstmals die Forderung nach dem Rücktritt des
Präsidenten erhoben wurde:

„In Schangaösen selbst formulierten die ArbeiterInnen auf ihrer unbefristeten Kundgebung neue
Forderungen – den Rücktritt des derzeitigen Präsidenten und aller Nasarbajew-Beamten, die
Wiederherstellung der Verfassung von 1993 und der damit verbundenen Freiheit, Parteien und
Gewerkschaften zu gründen, die Freilassung der politischen Gefangenen und die Beendigung der
Unterdrückung. Der Rat der Aksakals wurde als informelles Machtorgan eingerichtet.“ (ebda.)

Zuckerbrot und Peitsche

Die Staatsführung unter dem seit zwei Jahren amtierenden Präsidenten Tokajew reagierte auf die
Protestbewegung mit Zuckerbrot und Peitsche, mit Zugeständnissen und brutaler Repression.

Um die Bevölkerung zu beschwichtigen, wurden die Erhöhungen der Gaspreise schon
zurückgenommen. Außerdem traten die Regierung und bald danach auch der Vorsitzende des
Sicherheitsrates, der ehemalige Präsident Nursultan Nasarbajew zurück. Diese Veränderungen sind
jedoch rein kosmetischer Art. Nachdem der Regierungschef Askar Mamin abgedankt hat, werden die
Amtsgeschäfte von dessen ehemaligem Stellvertreter  Alichan Smailow weitergeführt. Nasarbajew,
der das Land rund 30 Jahre autokratisch regiert hat und weiter Vorsitzender der regierenden Partei
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Nur Otan (Licht des Vaterlandes) ist, die über eine Dreiviertelmehrheit im Parlament verfügt (76 von
98 Sitzen), trat zwar vom Amt des Vorsitzenden des Sicherheitsrates, einer Art Nebenpräsident,
zurück. Diese Funktion übernahm nun jedoch auch sein Nachfolger Tokajew.

Vor allem aber reagierte der Präsident auf die anhaltenden Massenproteste, auf die Besetzung
öffentlicher Gebäude und die drohende Entwicklung eines Aufstands zum Sturz der herrschenden
Elite auch mit massiver Repression.

Die Proteste in Städten wie Almaty, die von Beginn an viel mehr den Charakter von Emeuten hatten,
wurden brutal unterdrückt. Mehrere Dutzend Menschen wurden getötet. Die Regierung selbst
spricht davon, dass bis zum 6. Januar 26 „bewaffnete Kriminelle“ liquidiert worden seien. Mehr als 3
000 wurden festgenommen, Tausende verletzt.

Damit gibt das Regime nicht nur selbst zu, dass es über Leichen geht, um seine Macht, seine „Ruhe
und Ordnung“ wiederherzustellen. Es tut auch, was alle kapitalistischen Regierungen, alle
repressiven Regime anstellen, wenn ihre Macht gefährdet ist: Diffamierung der Massenbewegung
als „Kriminelle“, „TerroristInnen“ und legitimiert damit die Verhängung des Ausnahmestandes
(vorerst bis 19. Januar), den Einsatz von Schusswaffen gegen Protestierende, die Abschaltung von
Messengerdiensten wie Signal und WhatsApp und von Internetseiten. Die sog. Antiterroreinsätze
sollen laut Präsident Tokajew bis zur „kompletten Auslöschung der Kämpfer“ dauern. Um diese
Operation auch mit aller Brutalität durchziehen zu können, ruft er die große imperialistische
Schutzmacht Russland zu Hilfe. Und die kommt prompt mit 3000 SoldatInnen, die im Rahmen der
„Organisation des Vertrags über kollektive Sicherheit“ (OVKS) helfen sollen, die
„verfassungsmäßige Ordnung“ wiederherzustellen. Sie sollen Regierungsgebäude und kritische
Infrastruktur schützen und haben auch das Recht, ihre Schusswaffen einzusetzen.

Ursachen der politischen Krise

Angesichts dieser Zusammenballung der Kräfte des Regimes, seines Staatsapparates und seiner
Verbündeten droht eine brutale Unterdrückung der Massenbewegung. Dies wäre nicht das erste Mal
in der Geschichte des Landes. Über Jahrzehnte regierte Nasarbajew mit eiserner Hand. Die
politische Macht wurde faktisch bei einer kleinen Oligarchie konzentriert, die das Wirtschaftsleben
des Landes kontrolliert, darunter die reichen Öl- und Gasfelder, große strategische, wichtige weitere
Rohstoffvorkommen wie auch den Finanzsektor.

Seine Macht stützt das Regime auf die Kontrolle des Staatsapparates, die Staatspartei Nur Otan, die
faktische Ausschaltung unabhängiger Medien und jeder nennenswerten Opposition. Selbst die sog.
Kommunistische Partei wurde 2015 gerichtlich verboten.

Neben der Repression stützte sich die kasachische Pseudodemokratie aber auch jahrelang auf ein
Wachstum der Wirtschaft. Der Öl- und Gasexport bildet bis heute ihr Rückgrat. Hinzu gesellt sich
der Bergbau. Kasachstan ist mittlerweile der größte Uranproduzent der Welt und verfügt über
weitere wichtige Rohstoffvorkommen (Mangan, Eisen, Chrom und Kohle).

Über Jahre expandierte die kasachische Ökonomie und galt als wenn auch autoritäres
Wirtschaftswunderland unter den ehemaligen Sowjetrepubliken, was nicht nur den Ausbau
wirtschaftlicher, politischer und militärischer Beziehungen zu Russland und China zur Folge hatte,
sondern auch große westliche InvestorInnen gerade in der Öl- und Gasindustrie anzog (z. B. Exxon,
ENI). Letztlich stellt das Land jedoch einen wichtigen halbkolonialen Verbündeten Russlands dar,
das keinesfalls einen Sturz dieses Regimes zulassen kann.

Doch die globale Finanzkrise traf das Land schon recht hart, weil Kasachstan auch ein im Vergleich



zu anderen halbkolonialen Ländern gewichtiges Finanzzentrum in Almaty hervorbrachte. 2014/15
machten sich jedoch vor allem die sinkenden Öl- und Gaspreise auf dem Weltmarkt bemerkbar. Die
Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts brachen ein. Das Land macht im Grunde eine Phase der
wirtschaftlichen Stagnation seit Mitte der 2010er Jahre durch, während der Pandemie und Krise
schrumpfte das BIP.

Wie in vielen Ländern, deren Staatseinnahmen wesentlich aus Rohstoffexporten und der Grundrente
stammen, ging die Entwicklung des kasachischen Kapitalismus mit einer extremen Form der
sozialen Ungleichheit einher. Die aus der ehemaligen Staatsbürokratie stammende, neue Schicht
von KapitalistInnen monopolisierte faktisch den Reichtum des Landes. Jahrelang ging diese
Bereicherung jedoch auch mit Investitionen in andere Sektoren (z. B. Ausbau der Infrastruktur, von
Verkehrswegen) einher und einer Alimentierung der Massen, deren Lebenshaltungskosten z. B. über
die Deckelung der Gaspreise relativ gering gehalten wurden.

Doch seit Jahren wird dies für den kasachischen Kapitalismus immer schwieriger
aufrechtzuerhalten. Die Herrschenden wollen keinen Cent an die Armen abgeben. Im Gegenteil, sie
drängen im Chor mit westlichen WirtschaftsexpertInnen darauf, deren „Privilegien“ (!) zu streichen
und die Wirtschaft weiter zu liberalisieren. Dafür versprechen sie Investitionen in der Öl- und
Gasindustrie oder im Bergbau, um veraltete Anlagen zu erneuern oder neue Abbaustätten zu
erschließen.

Besonders drastisch stellt sich daher die soziale Ungleichheit im Land gerade dort dar, wo der
Reichtum geschaffen, produziert wird. Während sich die ChefInnen der kasachischen Energie- und
Bergbauunternehmen und die Staatsführung regelrechte Paläste bauen lassen, schuften die
Beschäftigten auf den Öl- und Gasfeldern – und das oft unter lebensgefährlichen Bedingungen. Viele
warten oft monatelang auf ihre Löhne, zehntausende ArbeiterInnen in der Öl- und Gasindustrie sind
mittlerweile arbeitslos.

Dass die Bewegung in den Regionen Westkasachstans ihren Ausgang in Form einer gigantischen
Streikwelle nahm, ist kein Zufall. Schon 2011 kam es zu einer riesigen Streikwelle der
ÖlarbeiterInnen, die blutig niedergeschlagen wurde. Dabei kamen Menschenrechtsorganisationen
zufolge 70 Streikende ums Leben, 500 wurden zum Teil schwer verletzt. Doch trotz dieser extremen
Repression hielten sich unabhängige, illegale oder halblegale Strukturen der ArbeiterInnenklasse in
diesen Regionen. Aufgrund drohender Entlassungen, der Nichtauszahlung von Löhnen nahmen auch
in den letzten Monaten des Jahres 2021 Streiks und Arbeitskämpfe in der Öl- und Gasindustrie zu.

Daraus erklären sich auch die Unterschiede zwischen der Bewegung in den industriellen Zentren in
Westkasachstan, die von den Lohnabhängigen getragen werden und die sich des Streiks – und damit
kollektiven Aktionen der ArbeiterInnenklasse – als Hauptkampfmittel bedienen, und an anderen
Orten. Von größter Bedeutung ist jedoch, dass deren Forderungen mittlerweile längst über
betriebliche und gewerkschaftliche Fragen hinausgegangen sind und auch einen politischen
Charakter – Rücktritt des Präsidenten, Freilassung der politischen Gefangenen – angenommen
haben.

Zum Teil schwappen diese auch in andere Regionen über. In anderen städtischen Zentren
entwickelte sich die Bewegung viel stärker als eine Art Straßenaufstand, als Aufruhr  verarmter
Schichten, von Jugendlichen, aber auch Lohnabhängigen, die aus ländlichen Regionen in die Zentren
migrierten. Diese Wut und Empörung nimmt gerade, weil diese Schichten weniger organisiert sind,
auch einen politisch unklareren, diffusen Charakter an. Dennoch ist diese Bewegung auch ein
genuiner Ausdruck der Massenempörung gegen ein despotisches, autoritäres kapitalistisches
Regime. Dass solche Emeuten auch mit Formen des Vanadalismus einhergehen, dass sich auch
deklassierte, unpolitische Elemente oder gar staatliche ProvokateurInnen „anschließen“, ist nichts



Ungewöhnliches für solche scheinbar spontanen, in Wirklichkeit jedoch sich schon lange
vorbereitenden Eruptionen des Volkszorns. Entscheidend ist hier, ob diese Wut zu einer
organisierten Kraft werden kann – und das hängt vor allem davon ab, ob die ArbeiterInnenklasse,
allen voran die Öl- und GasarbeiterInnen, dieser eine politische Führung geben können.

Blutige Abrechnung droht

Die wirklichen „Kriminellen“ sind jedoch nicht auf den Straßen von Nur-Sultan oder anderen
städtischen Zentren zu finden, sondern in Palästen der Reichen und BürokratInnen, in den
Generalstäben der Armee und Repressionskräften, die eine blutige Abrechnung mit den
Aufständischen und vor allem auch mit den streikenden und kämpfenden ArbeiterInnen vorbereiten.

Leute wie Nasarbajew und Tokajew haben sich längst entschieden, wie sie die Krise zu lösen
gedenken. Der Präsident spricht von 20.000 „Banditen“, die auszumerzen gelte, Armee und Polizei
wurde der Schießbefehl erteilt. Die Herrschenden wollen die Bewegung in Blut ertränken – und
zwar nicht nur den Aufruhr in den Städten, sondern auch, ja vor allem die Streiks und Strukturen
der ArbeiterInnenklasse in den Industrieregionen. Schließlich wissen sie nur zu gut, dass sich hier
eine soziale Kraft, eine Klassenbewegung formiert, die ihnen wirklich gefährlich werden kann.

Die ArbeiterInnen der großen Industrieregionen und andere Schichten der Lohnabhängigen (z. B.
TransportarbeiterInnen) können das Land lahmlegen. Sie können so auch die
Repressionsmaschinerie zum Stoppen bringen – und möglicherweise auch untere Teile des
Repressionsapparates, einfache SoldatInnen zum Wechsel der Seiten verlassen oder paralysieren.
Auch diese Gefahr drängt das Regime zum Handeln und erklärt auch, warum es russische Truppen
angefordert hat, deren bloße Anwesenheit auch die Disziplin potentiell „unsicherer“ kasachischer
Repressionskräfte, von PolizistInnen oder SoldatInnen, sicherstellen soll.

Daher werden die nächsten Tage auch für die Bewegung von größter Bedeutung sein. Um die
Repressionsmaschinerie zu stoppen, braucht es einen landesweiten Generalstreik. Dazu müssen wie
in den Regionen der Öl- und Gasindustrie Vollversammlungen der Beschäftigten, aber auch in den
Wohnvierteln organisiert und ArbeiterInnenkomitees gewählt werden, die den Kampf organisieren
und zu einem Aktionsrat auf kommunaler, regionaler und landesweiter Ebene verbunden werden.

Angesichts der Repression müssen sie Selbstverteidigungsstrukturen bilden, die diesen Räten
untergeordnet und in der Lage sind, die bisher unorganisierten Emeuten in Städten wie Nur-Sultan
durch organisierte, in den Betrieben und Wohnvierteln verankerte Strukturen zu lenken.

Zugleich braucht es unter den einfachen SoldatInnen, den unteren Rängen der Polizei eine
Agitation, sich dem Einsatz gegen die Bevölkerung zu verweigern, eigene Ausschüsse zu wählen und
dem mörderischen Regime die Gefolgschaft aufzukünden. Die kasachischen und russischen
Repressionskräfte müssen aus den Städten und ArbeiterInnenbezirken zurückgezogen werden. Die
OVKS-Truppen sollen das Land verlassen, die Gefangenen der letzten Tage müssen auf freien Fuß
gesetzt werden.

Ein solcher Generalstreik und eine Bewegung, die ihn stützt, würde zugleich unwillkürlich die
Machtfrage in Kasachstan aufwerfen.

Das bedeutet auch, dass die Streik- und Massenbewegung und deren Koordinierungsorgane selbst
zu einem alternativen Machtzentrum werden müssen, das das oligarchische Regime stürzen und
durch eine ArbeiterInnenregierung ersetzen kann – eine Regierung, die nicht nur die despotische
Pseudodemokratie abschafft, sondern auch die kapitalistische Klasse enteignet, in deren Interesse
dieses Regime regiert. Dazu bedarf es der Enteignung der großen Industrie, der Öl- und Gasfelder,



der Bergwerke, der Finanzinstitutionen unter ArbeiterInnenkontrolle und der Errichtung eines
demokratischen Notplans zur Reorganisation der Wirtschaft und zur Sicherung der
Grundbedürfnisse der Massen.

Nein zu jeder imperialistischen Einmischung! Internationale Solidarität jetzt!

Die Massenbewegung rückte Kasachstan auch ins Zentrum einer Weltöffentlichkeit, die die
Verbrechen des Regimes Nasarbajew und seines Nachfolgers Tokajew über Jahrzehnte faktisch
totgeschwiegen hatte. Was bedeutet schon die Unterdrückung und Ermordung von Streikenden,
wenn dafür Profite reichlich in die Taschen, kasachischer, russischer, chinesischer, aber auch US-
amerikanischer, italienischer, deutscher und britischer Konzerne fließen?

Das kasachische Regime mag demokratische Rechte verletzt, JournalistInnen und die Opposition
unterdrückt haben – das wichtigste „Menschen“recht, das auf freien Handel und
Wirtschafts„reformen“ brachte das Regime sehr zum Wohlgefallen aller ausländischen Mächte
voran.

Natürlich war und ist Kasachstan vor allem eine Halbkolonie Russlands – zumal eine, die über
Jahrzehnte nicht nur politisch eng verbunden war, sondern von deren Markt und Ressourcen der
wirtschaftlich schwache russische Imperialismus sogar ökonomisch profitieren konnte. Hinzu
kommen die Mitgliedschaft in der Eurasischen Wirtschaftsunion (EAWU) und der OVKS und die
Bedeutung Baikonurs (in Südkasachstan) für die russische Raumfahrt. Darüber hinaus macht die
geostrategische Lage des Landes es zu einem wichtigen Schild Russlands vor einer weiteren
Destabilisierung in Zentralasien. Kein Wunder also, dass dieses voll in den Chor der
„Terrorbekämpfung“ einstimmt und seinem Verbündeten beispringt.

Ironischerweise verfolgten und verfolgen aber nicht nur China, sondern auch die meisten westlichen
imperialistischen Länder ein Interesse an der Stabilität Kasachstans – sei es zur Sicherung ihrer
ökonomischen Interessen, ihrer Investitionen, aber auch zur Stabilisierung des Landes gegen
„islamistischen Terror“. Der ehemalige britischer Regierungschef Blair fungierte gar über Jahre als
Berater Nasarbajews im Umgang mit westlichen Medien, insbesondere für den Fall von
Aufstandsbekämpfung. Außerdem kooperierte Kasachstan jahrelang bei der US/NATO-Besatzung
Afghanistans.

Daher fallen die westlichen Stellungnahmen zur Lage in Kasachstan bisher vergleichsweise
verhalten aus. So erklärte der US-Außenminister Antony Blinken in einem Gespräch mit dem
kasachischen Amtskollegen Mukhtar Tleuberdi „die volle Unterstützung der Vereinigten Staaten für
die verfassungsmäßigen Institutionen Kasachstans und die Medienfreiheit“. Aus der EU kommt wie
oft der unverbindliche Aufruf zur „Mäßigung“ auf allen Seiten. Klarer ist hier schon der
Ostausschuss der Deutschen Wirtschaft und dessen Vorsitzender Oliver Hermes, der gegenüber der
Presse erklärte: „Eine schnelle Beruhigung der Lage ist unabdingbar, um weiteres Blutvergießen,
eine Destabilisierung des Landes und damit auch eine Beschädigung des Wirtschafts- und
Investitionsstandorts Kasachstan abzuwenden.“
(https://www.fr.de/politik/kasachstan-unruhen-tote-demonstration-gas-preise-proteste-flughafen-puti
n-russland-news-aktuell-zr-91219297.html) Über deutsche Waffenexporte im Wert von rund 60
Millionen, die im letzten Jahrzehnt an das Regime geliefert wurden und jetzt auch gegen die Massen
eingesetzt werden, hüllen sich die Regierung und UnternehmerInnen in Schweigen.

Die relative Zurückhaltung des Westens lässt sich freilich nicht nur ökonomisch erklären. Sicherlich
spielt dabei auch ein geostrategisches Tauschkalkül eine Rolle. Russland kann in Kasachstan die
blutige Niederschlagung der Aufständischen unterstützen (und damit auch westliche InvestorInnen
absichern). Zugleich verlangt man dafür ein „Entgegenkommen“ in der Ukraine oder wenigstens
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Stillschweigen zu deren weiterer Aufrüstung und Zurückhaltung bei einem möglichen NATO-
unterstützten Angriffe der Ukraine auf die Donbass-Republiken.

Umso dringender ist es, dass die internationale ArbeiterInnenklasse und die Linke ihre Solidarität
mit der Massenbewegung in Kasachstan auf die Straße tragen.

Nein zur Niederschlagung gegen die Massenbewegung! Sofortige Aufhebung des
Ausnahmezustandes und aller Einschränkungen demokratischer Rechte! Freilassung
aller politischen Gefangenen!

Nein zur russischen Intervention! Sofortiger Abzug aller OVKS-Truppen! Stopp aller
Waffenliegerungen!

Internationale Solidarität mit der ArbeiterInnenklasse und Protestbewegung!


